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Preußiſche Geſetzammlung 


GE pen © >. ns BETTERINTEEREREIgEETT 
Jahrgang 1923 ehe Nr. 57. 


Inh alt: Verordnung über Schankerlaubnis und Polizeiſtunde zu Artikel I des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923, S. 489. — 
Inhalt: Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs 
für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen, S. 444. — Erlaß des Miniſters für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 und vom 3. März 1913, S. 448. — Verfügung über Feſtſetzung von Zuschlägen zu den Jagdſcheinabgaben, S. 445. — 
Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs für die 
Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen, S. 440. — Anordnung des Miniſters für Volks 
wohlfahrt, betreffend Verlängerung von auf Grund des Wohnungsmangelgeſetzes erlaſſenen Anordnungen, S. 446. 


(Nr. 12636.) Verordnung über Schankerlaubnis und Polizeiſtunde zu Artikel 1 des Notgeſetzes vom 
24. Februar 1923 Reichsgeſetzbl. I S. 147). Vom 20. Juni 1923. 


A. Anderungen der Beſtimmungen über Erteilung und Zurücknahme der Erlaubnis zum Betrieb einer Gaſtwirtſchaft, Schank⸗ 
wirtſchaft oder eines Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus. 


J. Verſchärfte Anforderungen bei der Erlaubniserteilung. 


1. Durch Artikel IS 1 Ziffer 1 Ab]. 2 wird der Bedürfnisnachweis in Abänderung von 8 33 Abſ. 3 
der Reichsgewerbeordnung für Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und für den Kleinhandel mit Brauntwein 
oder Spiritus allgemein eingeführt. Es muß deshalb bei allen Anträgen die Bedürfnisfrage geprüft werden. 

In den letzten Jahren ſind zahlreiche Wirtſchaften entſtanden, für die nicht das mindeſte Bedürfuis 
beſteht und bei denen offenbar die Bedürfnisfrage nicht mit der nötigen Schärfe geprüft iſt. Insbeſondere 

iſt auf die vielen neu entſtandenen Bars, Likörſtuben, Dielen, Weinſtuben und dergleichen hinzuweiſen. Für 
den Nachweis des vorhandenen Bedürfniſſes (§ 33 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung) find zwar die bis⸗ 
herigen Rechtsgrundſätze maßgebend, jedoch wird allen für die Erlaubniserteilung zuſtändigen Behörden eine 
ſorgfältige Prüfung dieſer Bedürfnisfrage nachdrücklichſt zur ernſten Pflicht gemacht. 


2. Durch Artikel 1 8 1 Abſ. 3 Ziffer 1 werden die Anforderungen an die Perſönlichkeit der Bewerber 
gegenüber §.33 Abf. 2 Ziffer 1 der Reichsgewerbeordnung weſentlich verſchärft. Von beſonderer Bedeutung 
iſt dieſe Beſtimmung gegen den Mißbrauch des Gewerbes zur Förderung der Schlemmerei. Von der erwähnten Be⸗ 
ſtimmung iſt gegenüber ſolchen Schlemmerlokalen, die in der heutigen Zeit berechtigten Anſtoß erregen, nach⸗ 
drücklichſt Gebrauch zu machen. Das gleiche gilt beim Mißbrauche des Gewerbebetriebs zu unlauteren 

Handelsgeſchäften, zur Ausbeutung⸗Unerfahrener, Leichtſinniger oder Willensſchwacher, zur ſittlichen oder ge⸗ 
ſundheitlichen Schädigung Jugendlicher (ſiehe unten Buchſtabe O) und zum Vertrieb geſundheitſchädlicher, ver⸗ 
flälſchter oder verdorbener Nahrungs oder Genußmittel. Bei der Prüfung der perſönlichen Zuverläſſigkeit 
hat die Ortspolizeibehörde die Berufsvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Schankgewerbe 
darüber zu hören, ob ihnen Tatſachen bekannt ſind, die die Annahme der Unzuverläſſigkeit des Bewerbers 
rechtfertigen, da die beteiligten Kreiſe ſelbſt das größte Intereſſe haben, unlautere Perſönlichkeiten fernzuhalten. 


3. Artikel J § 1 Abſ. 3 Jiffer 2 entſpricht § 33 Abj. 2 Ziffer 2 der Reichsgewerbeordnung. Das Wort 
„Lokal“ iſt jedoch durch das Wort „Näumlichkeiten“ erſetzt worden. Hiermit ſoll klar zum Ausdrucke gebracht 
werden, daß die Prüfung ſich auf ſämtliche für den Gewerbebetrieb benutzten und zu ihm gehörigen Räum⸗ 
lichkeiten zu erſtrecken hat. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12636— 12641.) 
Ausgegeben zu Berlin den 26. September 1923. 


75 


5 1 


In allen Entſcheidungen über die Konzeſſionierung von Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften müſſen in Zu⸗ 
kunft die Betriebsart, für welche die Erlaubnis erteilt iſt, die zugelaſſenen Getränke und die zugelaſſenen 
Räumlichkeiten genau Euch und die Bedingung enthalten ſein, daß in jedem der zugelaffenen Räume 
alle Getränke, für welche die Erlaubnis erteilt iſt, zum Ausſchanke zu bringen ſind. Werden einzelne Getränke 
nicht zum Ausſchanke gebracht und dadurch die Betriebsart geändert, ſo iſt wegen Abweichung von den in 
der Erlaubnis feſtgeſetzten Bedingungen einzufchreiten und Strafanzeige gemäß Artikel I § 4, und zwar bei 
vorſätzlichem Verſtoße nach Abſ. I und hei fahrläſſigem Verſtoße nach Abſ. 3 zu erſtatten. Hierdurch ſoll vor 
allem die ſpätere Umwandlung von Gaſtwirtſchaften in Dielen, Bars, Likörſtuben, Weinſtuben und der⸗ 
gleichen verhindert werden. 

Der Begriff der Betriebsart richtet ſich nach den jeweiligen örtlichen Verhältniſſen: beiſpielsweiſe Bier⸗ 
reſtaurant, Weinreſtaurant, Kaffee, Likörſtube, Bar, Bſerwirtſchaft mit Weinſtube, Weinreſtaurant mit Bar, 
Kaffee mit Weinzimmer uſw. 5 a 
. J. Nach Artikel 1 SI Abſ. 3 Ziffer 3 iſt die Erlaubnis zu verſagen, wenn die Verwendung der Räume 
für den Betrieb dem öffentlichen Intereſſe widerſpricht. Bei dieſer Vorſchrift iſt insbeſondere an die Woh 
nungsnot gedacht. Bei Erteilung von Wirtſchaftskonzeſſionen muß unbedingt auf die Tatſache Rückſicht 
genommen werden, daß überall die größte Wohnungsnot herrſcht und daß daher nicht ohne zwingende Gründe 
Räume für den Betrieb von Gaft- und Schankwirtſchaften zur Verfügung geſtellt werden. In Zweifelsfällen 
hat die Ortspolizeibehörde vor Abgabe ihres Gutachtens das Wohnungsamt zu hören. 

5. Geſchloſſene Geſellſchaften (Klubs, Sportklubs, Studenten verbindungen, Gewerkſchaftshäuſer uſw.). 
Die vorſtehend unter Ziffer 1 bis 4 aufgeführten verſchärften Anforderungen finden auch auf geſchloſfene 
Geſellſchaften und andere Vereine ſelbſt dann Anwendung, wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder 
beſchränkt iſt. Im einzelnen iſt zu unterſcheiden: 

a) Soweit eine Erlaubnis gemäß § 33 Abſ. 6 der Reichsgewerbeordnung bereits erteilt iſt, kommt 
eine nochmalige Nachprüfung nicht in Frage. 
p) Alle übrigen zur Zeit des Inkrafttretens des Notgeſetzes am 27. Februar 1923 beſtehenden Ver⸗ 
eine und Geſellſchaften bedürfen der Erlaubnis gemäß Artikel I SI 
a) Handelt es ſich dabei um einen Verein oder eine Geſellſchaft, in der dem Glücksſpiel, wenn 
auch in verſchleierter Form obgelegen wird, fo hat die Nachprüfung nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen mit größter Schärfe zu erfolgen. 

Zu beachten iſt, daß hierunter auch diejenigen Vereine fallen, deren Mitglieder nach 
außen hin einen nicht zu beanſtandenden Vereinszweck verfolgen, daneben aber dem Glücks⸗ 
ſpiel obliegen. Ein Bedürfnis für ſolche Geſellſchaften iſt grundfätzlich zu verneinen. 

6) Bei ſonſtigen bereits beſtehenden Vereinen und Gefellſchaften darf die Erlaubnis nur ver⸗ 
ſagt werden, wenn die Vorausſetzungen des Artikels I § 1 Abſ. 3 Ziffer 1 bis 3 gegeben find. 
Ein Bedürfnis gemäß Artikel 1 § 1 Abſ. 2 braucht daher nicht nachgewieſen zu werden. 


e) Bei geſchloſſenen Geſellſchaften uſw., die erſt nach dem 27. Februar 1923 entſtanden ſind, hat 
die Nachprüfung in allen Fällen nach den unter Ziffer 1 bis 4 aufgeführten verſchärften An⸗ 
forderungen zu erfolgen. Bei ſolchen Auträgen muß berückſichtigt werden, daß gerade in der 


heutigen außerordentlichen Notlage unſeres Volkes den Auswüchſen des Wirtſchaftslebens, ins. 


befondere den Laſtern der Trunkſucht und der Völlerei, des Glücksſpiels und der Unzucht vor 
allem in geſchloſſenen Geſellſchaften, Spiel- und Wettklubs rückſichtslos entgegengetreten werden muß. 


II. Verſchärfte Beſtimmungen bei unbefugtem Ausſchanke. 


Artikel 1 § 3 Abf. 1 enthält eine Erweiterung des § 15 Abf. 2 der Reichsgewerbeordnung. Als zu⸗ 
ſtändige Behörde wird die Ortspolizeibehörde beſtimmt. 


Dieſe kann die Fortſetzung des Betriebs einer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit 
Brauntwein oder Spiritus durch unmittelbaren oder mittelbaren Zwang verhindern, wenn der Betrieb ohne 


Erlaubnis begonnen wird. 
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Sie muß dies unter allen Umſtänden tun: 
a) falls fie feſtgeſtellt hat, daß eine Perſon, die nicht in dem Beſitze der erforderlichen Erlaubnis iſt, 
einen ſolchen Betrieb ohne vorherige Anzeige an die Ortspolizeibehörde begonnen hat, 
oder 
p) falls ſie bei der Prüfung des Konzeſſionsgeſuchs irgendwelche Bedenken gemäß Artikel I § 1 zu 
erheben hat. Zu dieſem Zwecke hat die Ortspolizeibehörde die Ermittlungen mit größter Be⸗ 
ſchleunigung durchzuführen. Gleichzeitig wird auf die Strafbeſtimmung im Artikel I § 4 verwieſen. 


III. Verſchärfte Beſtimmungen für Zurücknahme der Erlaubnis. 


1. Die neue Vorſchrift im Artikel I § 3 Abſ. 2 will den Polizeibehörden eine wirkſame Handhabe 
geben, um Mißſtänden in Wirtſchaftsbetrieben mit größter Schnelligkeit entgegentreten zu können. 2 

Als zuſtändige Behörde, die den Betrieb vorläufig zu ſchließen hat, wird die Ortspolizeibehörde beſtimmt. 
Der Antrag auf Jurücknahme der Erlaubnis iſt an die Beſchlußbehörde gemäß § 119 Ziffer 2 des Zuſtän⸗ 
digkeitsgeſetzes und § 57 Ziffer 1 des Landesverwaltungsgeſetzes zu richten, die auch über die Schließung 
gemäß Artikel 1 § 3 Abſ. 2 Schlußſatz vorab zu entſcheiden hat. 

Die Polizeibehörden werden augewieſen, in allen Fällen, in denen die Vorausſetzungen des § 3 Abſ. 2 
gegeben ſind, mit aller Schärfe gegen Auswüchſe einzuſchreiten. Im Auſchluß an die Schließung des 
Gewerbebetriebs erfolgt Beſchlagnahme und anderweitige Verwendung der Räumlichkeiten für Wohnzwecke 
oder andere gewerbliche Zwecke gemäß Artikel V des Notgeſetzes. 

2. Artikel I § 3 Abſ. 3 gibt die Handhabe, um die im Notgeſetze vorgeſehene Verſchärfung der An⸗ 
forderungen an die perſönliche Juverläſſigkeit rückwirkend auch bei der Konzeſſionsentziehung zur Anwendung 
zu bringen. Zuſtändige Behörde iſt die Beſchlußbehörde gemäß § 119 Ziffer 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
und § 57 Ziffer 1 des Landesverwaltungsgeſetzes. 


IV. Übergangsvorſchriften. 
Das Notgefeb iſt mit ſeiner Verkündung am 27. Februar 1923 in Kraft getreten. Es ſind bei den 
Polizeibehörden und den Beſchlußbehörden eine ganze Reihe nicht erledigter Anträge in Bearbeitung, auf 
welche die vorſtehenden verſchärften Geſetzesbeſtimmungen bereits Anwendung zu finden haben. 
Alle Anträge, über die noch keine Entſcheidung getroffen ift, müſſen ſofort hinſichtlich der oben unter 
Ziffer A I 3 geforderten Beſtimmungen über Betriebsart zugelaſſene Getränke, zugelaſſene Räumlichkeiten 
und die Verpflichtung zum Ausſchank ergänzt werden. Bei dieſer Gelegenheit haben die Ortspolizeibehörden 


zu prüfen, ob ihr Gutachten auf Grund der Beſtimmungen des Notgeſetzes abzuändern iſt. Eine förmliche 


Nachprüfung gemäß Ziffer K 1 1 bis 4 hat bei allen Anträgen zu erfolgen, in denen es ſich um die Weiter⸗ 
führung oder Errichtung von Weinſtuben, Bars, Dielen, Likörſtuben uſw. handelt. In dieſen Fällen ſind 
die Akten von der Beſchlußbehörde zwecks erneuter Stellungnahme zurückzuerbitten. Für die Beurteilung der 
Betriebsart vorhandener Gaſtſtätten find die tatſächlichen Verhällniſſe, nicht aber etwaige abweichende Angaben 
des Antragſtellers maßgebend. 
B. Bolizeiftunde. 

Als zuſtändige Behörde im Sinne des Artikels 1 § 2, welche Beſtimmungen über die Feſtſetzung der 
Polizeiſtunde in Gaſt⸗ und Schaukwirtſchaften zu erlaſſen hat, werden die Oberpräſidenten (für Berlin der 
Polizeipräſident) beſtimmt. 


Für die zu erlaſſenden Beſtimmungen ſind folgende Richtlinien maßgebend: 


I. Beginn und Ende der Polizeiſtunde. 


1. Für den Beginn der Polizeiſtunde gelten meine — des Miniſters des Innern — Erlaſſe vom 
18. Januar 1923 — II E. 1029 — und vom 14. Februar 1923 — II E. 1122 —. ee 

Die Polizeiſtunde beginnt demgemäß regelmäßig um 11 Uhr abends und darf bis auf längſtens 12 Uhr 
abeuds feſtgeſetzt werden. Ich erwarte jedoch, daß von dieſer Ausdehnungsbefugnis nur in den Städten, in 
denen hierfür ein tatſächliches Bedürfnis vorliegt, Gebrauch gemacht wird. 
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2. Das Ende der Polizeiſtunde iſt allgemein vorzuſchreiben. Dabei kann nach Maßgabe des örtlichen 
Bedürfniſſes für einzelne Gemeinden eine verſchiedenartige Regelung erfolgen. Auch kann der Ausſchank von 
Branntwein während beſtimmter Morgenſtunden verboten werden. . : 


II. Verlängerung und Verkürzung der Polizeiſtunde. 
Die Vorausſetzungen hierfür ſind folgende: 
1. Eine Verlängerung der Polizeiſtunde iſt nur zuläſſig: 
a) durch die Ortspolizeibehörde: 

für geſchloſſene, auf den Kreis ihrer Mitglieder, Angehörige und durch ſchriftliche, namentliche 
Einladung des Vorſtandes eingeführte Gäſte beſchränkte Veranſtaltungen, ſofern durch den Zweck 
der Veranſtaltung ein beſonderes Bedürfnis für eine Verlängerung der Polizeiſtunde nachgewieſen 

iſt, insbeſondere bei Abhaltung des jährlichen Stiftungsfeſtes, Winter oder Sommerfeſten von 
Vereinen mit bekanntem Vereinszweck. Die Erteilung der Polizeiſtundenverlängerung liegt im 
pflichtgemäßen Ermeſſen der Polizeibehörde. Die Abweifung bedarf keiner Begründung. Die 
Verlängerung darf für einen beſtimmten Verein höchſtens zweimal jährlich erteilt und muß ver⸗ 
ſagt werden, wenn die Zahl der Gäſte in einem ſolchen Mißverhältniſſe zur Zahl der Vereins: 
mitglieder ſteht, daß die Veranſtaltung einer geſchloſſenen Geſellſchaft nicht mehr als vorliegend 
angenommen werden kann. Zu dem Zwecke muß die Zahl der Mitglieder und die Höchſtzahl der 
Angehörigen ſowie der einzuladenden Gäſte in den Antrag angegeben werden. Die Erlaubnis it 
von dem Schankwirt, in deſſen Räumen die Veranſtaltung ſtattfindet, nachzuſuchen. Sie wird 
durch die Aushändigung eines Erlaubnisſcheins erteilt. Der Erlaubnisſchein, der die Höchſtzahl 
der zugelaſſenen Perſonen anzugeben hat, iſt den kontrollierenden Polizeibeamten auf Verlangen 
vorzuzeigen. Die Erlaubnis muß für jede Veranſtaltung beſonders nachgeſucht werden. Eine all⸗ 
gemeine Erlaubnis für beſtimmte Schanklokale, Veranſtaltungen und Vereine iſt unzuläſſig. 


p) durch die Regierungspräſidenten (in Berlin durch den Volizeipräfidenten): 


für gewiſſe ortsübliche und volkstümliche Veranſtaltungen, Sängerfeſte, Gauſchützenfeſte, Wohl⸗ 
tätigkeitsfeſte, Gauſportfeſte und dergleichen. 


2. Eine Verkürzung der Polizeiſtunde (Frühpolizeiſtunde) kann durch die Ortspolizeibehörde bei nad), 
gewieſenem dringenden öffentlichen Bedürfnis erfolgen. Die Verkürzung iſt nur für die Dauer dieſes Be⸗ 
dürfniſſes für beſtimmte Lokale unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs zuläſſig. Ausſchank von Branntwein 
während der Frühpolizeiſtunde iſt verboten. 5 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem die Verlängerung oder Verkürzung allgemein ſtattfinden darf, wird von 
den Oberpräſidenten (in Berlin von dem Polizeipräſidenten) beſtimmt. Dabei kann nach Maßgabe des ört⸗ 
lichen Bedürfniſſes für einzelne Gemeinden eine derſchiedenartige Regelung erfolgen. Auch können die Vor⸗ 
aussetzungen für eine Verkürzung der Polizeiſtunde näher geregelt werden. ; 


III. Umfang der Polizeiſtunde. 


1. Die Beſtimmungen gelten gleichmäßig für alle Gaſt und Schankwirtſchaften eines beſtimmten Ge⸗ 
meindebezirkes. Bei der Feſtſetzung der Beſtimmungen für die Grenzkreiſe der Provinz haben die Ober⸗ 
präsidenten im Einvernehmen mit den benachbarten Oberpräſidenten oder mit der zuſtändigen Behörde der be⸗ 
nachbarten Länderregierung auf die Verhältniſſe der benachbarten Gemeinden mit gleichartigen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen Rückſicht zu nehmen. i 


2. Die Beſtimmungen finden ferner Anwendung auf gefehloffene Geſellſchaften (Klubs) uſw. in den zu 
einer Gaft- oder Schankwirtſchaft gehörigen oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehenden Räumen, ſoweit 
damit ein gaſt oder ſchankwirtſchaftlicher Betrieb verbunden iſt. . 


3. Juwieweit die Polizeiſtunde auch auf Räume auszudehnen, iſt , die im Eigentum geſchloſſener 
Geſellſchaften ftehen oder von ihnen ermietet find, haben gemäß Artikel 1 8 2 Abſ. 2 Satz 2 die Ober⸗ 
präfidenten (in Berlin der Polizeipräſident) allgemein zu beſtimmen. 4375 B un , ; i 


& 


— 443 — 


Grundſätzlich iſt anzuordnen, daß die Polizeiſtunde auch auf ſolche Räumlichkeiten ausgedehnt wird. 
Ausnahmen hiervon find nur für befonders begründete Fälle, in denen ein Bedürfnis zur Verlängerung der 
Polizeiſtunde allgemein anzuerkennen iſt, zuzulaſſen. Es muß dabei unter allen Umftänden das Aufkommen 
und Beſtehen heimlicher Nachtlokale mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln verhütet und verhindert 
werden. Die Befürchtung iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß durch geſchloſſene Geſellſchaften die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes zum Nachteile des ſoliden Gaſtwirtſtanbes umgangen werden, wenn die Geſellſchaften 
und Vereine von der Polizeiſtunde befreit werden. 


IV. Übertretung der Polizeiſtunde. 


Nachdem durch Artikel I § 2 Abf. 1 eine reichsrechtliche Grundlage für die Feſtſetzung und Handhabung 
der Polizeiſtunde gegeben iſt, beſteht nunmehr auch die Möglichkeit, die vorgeſehenen Strafbeſtimmungen 
nicht nur gegen den Schankwirt, ſondern auch gegen die Gäſte anzuwenden, die über die Polizeiſtunde 
hinaus in den Räumen der Wirtſchaft verweilen. 


Die gemäß Artikel I § 2 zu erlaſſenden Beſtimmungen find deshalb dahin zu ergänzen, daß das Ver⸗ 
weilen der Gäſte über die Polizeiſtunde hinaus in den Räumen der Wirtſchaft auch ohne beſondere Aufforderung 
des Wirtes verboten und ſtrafbar iſt. Wird gegen dieſes Verbot verſtoßen, ſo ſind die Gäſte auf Grund des 
Artikels I § 4 Abſ. 2 und 3 bei vorſätzlichem bzw. fahrläſſigem Verſtoß ſtrafbar. 


C. Schutz der Jugendlichen. 

1. Artikel I § 5 wendet ſich gegen das Verabfolgen und den Ausſchank von geiſtigen Getränken, ins- 
beſondere von Branntwein u. a., an Jugendliche ſowie gegen das Verabfolgen branntweinhaltiger Genußmittel 
und nikotinhaltiger Tabakwaren an Jugendliche. Beſonders hervorzuheben iſt, daß die hier vorgeſehenen 
Verbote ſich nicht nur auf das Gaft- und Schankgewerbe beſchränken, vielmehr auch für den geſamten 
Kleinhandel Geltung haben. Die Polizeibehörden werden angewieſen, die Offentlichkeit und die Gewerbe⸗ 
treibenden hiervon ausreichend zu unterrichten und auch den Handels⸗ und Handwerkskammern entſprechende 
Mitteilungen zugehen zu laſſen. 


2. Die im § 5 Ziffer 1 vorgeſehenen Verbote des Verabfolgens oder des Ausſchenkens von Branntwein 
und des Verabfolgens branntweinhaltiger Genußmittel (Likörbonbons und dgl.) im Betrieb einer Gaſt⸗ 
oder Schankwirtſchaft und im Kleinhandel an Jugendliche unter 18 Jahren gelten ganz allgemein; 
es macht hier keinen Unterſchied, ob der Jugendliche etwa den Branntwein für andere Perſonen, z. B. 
für ſeine Eltern holen will. Ebenſo iſt es gleichgültig, ob der Erziehungsberechtigte des Jugendlichen 
zugegen iſt oder nicht. Im Gegenſatze hierzu iſt das Verabfolgen oder Ausſchenken anderer geiſtiger Ge- 
tränke als Branntwein ſowie das Verabfolgen nikotinhaltiger Tabakwaren im Betrieb einer Gaft- oder 
Schankwirtſchaft oder im Kleinhandel an Perſonen unter 16 Jahren nur dann verboten, wenn der Jugendliche 
die Getränke, Tabakwaren uſw. zu eigenem Genuß und in Abweſenheit des zu ſeiner Erziehung Berechtigten 
oder ſeines Vertreters erwerben will. s 


D. Sicherſtellung der Durchführung des Notgeſetzes. 


Die Orts- und Landespolizeibehörden werden angewieſen, wirkſame Maßnahmen zu treffen, um die 
Durchführung der vorſtehenden Beſtimmungen unter allen Umſtänden ſicherzuſtellen und um den durch das 
Notgeſetz angeſtrebten Zweck zu erreichen. Sie haben insbeſondere darüber zu wachen, daß die Vorſchriften 
in allen Teilen ihres Bezirkes gleichmäßig und mit der nötigen Energie gehandhabt werden. Sie haben ſich 
zu dieſem Zwecke von der Durchführung der Maßnahmen laufend zu unterrichten und gegen unterſtellte Be⸗ 
hörden, die die Beſtimmungen nicht in der vorgeſehenen Weiſe zur Anwendung bringen, nötigenfalls im 
Dienſtaufſichtsweg einzuſchreiten. N 

Zu beachten iſt, daß Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund des Artikels IS 2 erlaſſenen Vorſchriften 
gemäß der Strafandrohung im Artikel 1 § 4 „Vergehen“ find, die durch die ordentlichen Gerichte abzuur⸗ 
teilen find und für welche der Erlaß einer polizeilichen Strafverfügung nicht in Frage kommt. Im übrigen 
können Verwaltungsmaßnahmen, insbeſondere Herabſetzung der Polizeiſtunde und Schließung des Lokals, ein- 
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treten. Dem Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus iſt beſondere Beachtung zu ſchenken. Bei unerlaubtem 
Kleinhandel mit Branntwein und Likören ſind die Vorſchriften des Notgeſetzes mit allem Nachdruck zur 
Geltung zu bringen. 8 


E. Geltungsdauer. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen des Notgeſetzes werden mit Inkrafttreten des demnächſt zu erlaſſenden 
Schankſtättengeſetzes im allgemeinen außer Kraft geſetzt werden. Jedoch iſt damit zu rechnen, daß die haupt 
ſächlichſten Beſtimmungen des Notgeſetzes in das Schankſtättengeſetz Aufnahme finden werden. 

Berlin den 20. Juni 1923. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter Der Miniſter 
Severing. für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage: Hirtſiefer. 


v. Meyeren. 


(Nr. 12637.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Ge⸗ 
bühren der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und 
medizinalpolizeiliche Verrichtungen. Vom 26. Auguſt 1923. 


Au Grund des § 8 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſammml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die 
in der Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte, mit Ausnahme 
der Gebühr nach Ziffer 10a, ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. September 1923 ab 
durchweg auf das 600 000 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10a des Tarifs für die Ge 
bühren der Kreisärzte auf das 300 00Ofache erhöht. ö 
1 Ferner wird die Vorſchrift unter AIV Nr. 18 der Anlage 1 des Geſetzes mit Wirkung vom 1. Sep⸗ 
tember 1923 ab wie folgt geändert: 
Schreibgebühren für Neinſchriften, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelber anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf 1 Wege ſtattgefunden hat, 135 000 Mark. Jede angefangene Seite wird voll 
gerechnet. 


Der Erlaß vom 18. Auguſt 1923, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte uſw., 
wird mit Ablauf des 31. Auguſt 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 26. Auguſt 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


RRR 


— 11 


(Nr. 12638.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die 11 8 der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 
1905 (Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 4. Sep 
tember 1923. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetzſamml. 
S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanzminiſter 
die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S S 1 mit 
Wirkung vom 1. September 1923 an durchweg auf das 600 000 fache erhöht. 

Ferner wird die Vorſchrift unter lfder Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte in gericht 
lichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 1. September 1923 ab wie folgt 


Sp 
DR Schreihgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für 


die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben oa auch wenn die Ser 
ſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 135 000 Mark. Jede angefangene Seite wird 
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in getichffichen N wird mit i. Abtei des 31 ah 1023 1 
Berlin, den 4. September 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


(Rr. 12639.) Verfügung über Feſtſetzung von Zuſchlägen zu den Jagdſcheinabgaben. Vom 13. Sep⸗ 
\ tember 1923. 5 


Auf Grund der Ermächtigung im Artikel 1 des Geſetzes vom 15. April 1923 (Geſetzſamml. S. 91), 
betreffend Anderung des Artikels 2 des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Gefetzſamml. S. 308) über Anderung 
einiger Vorſchriften der Jagdordnung uſw., wird beſtimmt: 


Artikel 1. 


Zu den im Artikel 1 des Geſetzes vom 15. April 1923 vorgeſehenen Sospäehusgaben werden Z Zu⸗ 
ſchläge im Betrage von 3 100 vom Hundert feſtgeſetzt. 


Artikel 2 
Es betragen ſonach die Abgaben für den BIT 
Jahtesfagdſch fl 160 000 Mark, 


Tagesjägöſchee nn 32 000 „ 
die erhöhte Abgabe für den 

Jahresjagdſchei· nn 23277 Er OR EHE 3200000 » 

Tagesjagdſche ERBE ES re 8 5 640 000 . 


Artikel 3. 
Dieſe Verfügung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
Berlin, den 13. September 1923. 


Das Preußiſche en 
Braun. v. Richter. Wendorff. 
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(Nr. 12640.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
b der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinal⸗ 
polizeiliche Verrichtungen. Vom 14. September 1923. 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 
1909 (Geſetzſamml. S. 625) wird im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter beſtimmt, 
daß die in der Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte, mit 
Ausnahme der Gebühr nach Ziffer 10a, ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die 

Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 15. September 

1923 ab zur Anpaſſung an den jeweiligen Teuerungsſtand allwöchentlich auf einen Betrag gebracht werden, 

der fich ergibt aus ihrer Vervielfachung mit 60 vom Hundert der wöchentlichen auf 1000 nach oben abge⸗ 

rundeten Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten. ' 
Die Sätze zu Ziffer 10a des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte werden allwöchentlich nur mit 

30 vom Hundert der Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten vervielfacht. 

Ferner wird die Vorſchrift unter A IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 
15. September 1923 ab wie folgt geändert: 

f Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelber anfertigt, werden 
für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnitklich 15 Silben enthält, auch wenn die 
Herſtellung auf mechaniſchem Wege ftattgefunden hat, vergütet durch einen Betrag, der ſich jeweils 
ergibt aus der Teilung der wöchentlichen auf 1000 nach oben abgerundeten Reichsinde ziffer für 
Lebenshaltungskoſten durch 5. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. a — 

Die ſich aus obigen Vorſchriften ergebenden Gebührenſätze gelten jeweils vom Tage nach der Ver⸗ 
öffentlichung der Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten an. : ; 


Der Erlaß vom 26. Auguſt 1923, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte 
uſw., wird mit Ablauf des 14. September 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 14. September 1923. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


(Rr. 12641.) Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Verlängerung von auf Grund des 
a Wohnungsmangelgeſetzes erlaſſenen Anordnungen. Vom 19. September 1923. 


Auf Grund des § 6 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 in Verbindung mit § 50 des 
Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom J. Juni 1923 und dem Reichsgeſetz über Verlänge⸗ 
rung der Geltungsdauer des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juni 1923 ordne ich mit Zuſtimmung des 
Reichsarbeitsminiſters für den Umfang des Preußiſchen Staates an, daß, vorbehaltlich von Anderungen, 
ſämtliche auf Grund der Wohnungsmangelverordnung vom 23. September 1918 in der Faſſung der Reichs⸗ 
geſetze vom 11. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 949), vom 11. Juli 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 933) und vom 
28. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 529) erlaſſenen Anordnungen, insbeſondere auch die auf einen Endtermin 
befriſteten, ſoweit fie nicht den Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 und des Mieter⸗ 
ſchutzgeſetzes vom 1. Juni 1923 entgegenſtehen, bis zum 31. Dezember 1923 in Kraft bleiben. 


Berlin, den 19. September 1923. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. Re er 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. : 


